
.beweis zu werten. Die Praxis wird zeigen, ob die sozia­
listischen Betriebe in ihrer Zusammenarbeit die ihnen 
gemeinsam gestellten Aufgaben so verantwortungs­
bewußt lösen werden, wie es von ihnen erwartet wird. 
Per Sinn der neuen Regelung ist von allen Beteiligten 
nur dann richtig verstanden worden, wenn sie sich bei 
allen wirtschaftlichen Beziehungen von dem Grundsatz 
der kameradschaftlichen Zusammenarbeit leiten las­
sen3 4 5).

Die Durchsetzung der wirtschaftlichen Rechnungsfüh­
rung machte eine Regelung erforderlich, nach der ein 
Vertragspartner dem anderen bereits entstandene not­
wendige Aufwendungen zu erstatten hat, wenn es zu 
einer Änderung oder Aufhebung von Verträgen gekom­
men ist (§ 112 des Entwurfs4). Die Erstattungspflicht 
1st nicht an die Grundsätze des Entwurfs über die ma­
terielle Verantwortlichkeit gebunden. Bei der Erstat­
tung der notwendigen Aufwendungen handelt es sich 
nicht um den Ersatz für einen eingetretenen Schaden, 
der aus einer mangelhaften Erfüllung von Vertragsver­
pflichtungen entstanden ist. Es geht vielmehr darum, 
die in Vorbereitung der Vertragserfüllung entstandenen 
Kosten bei einer notwendig werdenden Änderung oder 
Aufhebung von Verträgen ökonomisch richtig auszu­
weisen. Das bedeutet, daß derjenige Vertragspartner 
die notwendigen Aufwendungen tragen muß, der Anlaß 
zur Änderung oder Aufhebung des Vertrages gegeben 
hat. Es widerspräche der Durchsetzung der wirtschaft­
lichen Rechnungsführung, wenn der Vertragspartner 
imit Kosten belastet würde, der vertragstreu alles zur 
gehörigen Erfüllung des Vertrages Notwendige unter­
nommen hat und bei dem die eingetretenen Umstände 
ökonomisch nicht beeinflußbar waren.

2. Das Verhältnis zwischen Plan und Vertrag am 
Ende des Planabschnitts.

Bisher herrschte bei vielen Vertragspartnern Unklar­
heit darüber, ob mit dem Verfall von Jahreskontingen­
ten zum Ende eines Planjahres die bis dahin nicht 
erfüllten Verträge als nicht mehr bestehend anzusehen 
seien, deshalb eine Verpflichtung zur Lieferung oder 
Abnahme entfalle oder aber ob noch, im folgenden 
Planjahr nachgeliefert und abgenommen werden müsse. 
Außerdem bestand Unklarheit, ob und in welchen 
Fällen Vereinbarungen über die Weitergeltung der 
Verträge möglich sind.

Mangels einer gesetzlichen Regelung hatte das Staat­
liche Vertragsgericht bei der Regierung deshalb bereits 
zu Beginn des Planjahres 1955 festgestellt, daß mit dem 
Wegfall der Planaufgaben grundsätzlich auch die Ver­
pflichtung zur Lieferung oder zur Abnahme von Waren 
entfällt. Nur bei Bereitstellung neuer Kontingente für 
fcontingentgebundene Materialien oder bei der Möglich­
keit der Abnahme und Finanzierung nichtkontingen- 
tierter Waren sollte auf Verlangen eines der Vertrags­
partner das Weiterbestehen der Verträge vereinbart 
werden5). Für die nichterfüllten Verträge des Jahres 
1955 ist durch die Anordnung vom 29. Juni 1955 über

die Verteilung, den Bezug und die Lieferung von 
Materialien im Jahre 1956 (einschließlich Nahrungs­
güter6 * 1 2 3) eine Regelung erfolgt. Danach ist die Weiter­
geltung von Verträgen aus dem Jahre 1955 für das 
Planjahr 1956 zugelassen, wenn für das Planjahr 1956 
eine Bereitstellung eines Kontingentes erfolgte oder 
wenn für nichtkontingentierte Erzeugnisse entspre­
chende Produktionsaufgaben, Lieferpläne oder Kon­
trollziffern für ihre Produktion oder ihren (Bezug 
herausgegeben wurden.

Der Entwurf der neuen Vertragsverordnung wäre 
nicht vollständig, wenn in ihm nicht die Grundsätze 
festgelegt worden wären, nach denen sich die Behand­
lung nichterfüllter Verträge am Ende des Planab­
schnittes regelt.

Jedes Planjahr bzw. Quartal hat für die sozia­
listischen Betriebe besondere Bedeutung. Die den 
Betrieben übertragenen staatlichen Aufgaben sind bei­
spielsweise während des Planjahres zu erfüllen. Zu 
diesem Zweck toben die Betriebe in der Regel Jahres­
verträge abgeschlossen. Für ein neues Planjahr werden 
den Betrieben neue staatliche Aufgaben erteilt, zu 
deren Erfüllung in der Regel erneut Verträge abge­
schlossen werden. Es erscheint deshalb durchaus zweck­
mäßig, daß mit Ablauf eines Planjahres grundsätzlich 
auch die in den Verträgen des abgelaufenen Planjahres 
festgelegten gegenseitigen Rechte und Pflichten er­
löschen, soweit sie die Lieferung und Abnahme von 
Erzeugnissen oder sonstige Leistungen zum Inhalt 
haben. Daß alle anderen Rechte und Pflichten, die sich 
aus der Nichterfüllung oder der nicht gehörigen 
Erfüllung des Vertrages ergeben, davon nicht betroffen 
werden können, sondern daß die Vertragspartner ein­
ander Vertragsstrafen zu zahlen oder Ersatz des ent­
standenen Schadens zu leisten haben, ergibt sich aus 
dem Grundsatz, daß jeder Vertragspartner dem anderen 
für die Einhaltung der Verpflichtungen aus den 
Verträgen materiell verantwortlich ist (§ 50 des Ent­
wurfs) und daß es infolgedessen nicht gerechtfertigt 
wäre, wenn bei Erlöschen der vertraglichen Verpflich­
tungen auch die durch Nichterfüllung oder nicht 
gehörige Erfüllung bereits entstandenen Verpflichtun­
gen beseitigt würden. Soweit Betriebe in ständigen 
wirtschaftlichen Beziehungen zueinander stehen, wird 
es zweckmäßig sein, bis zum Ende eines Planjahres 
nichterfüllte Verträge auch im folgenden Planjahr 
weitergelten zu lassen. Es bedarf dazu aber einer 
besonderen Vereinbarung, es sei denn, daß durch 
gesetzliche Bestimmungen ausdrücklich die Weiter­
geltung über das Planjahr hinaus bestimmt wird. Ist 
in gesetzlichen Bestimmungen dagegen die Weiter­
geltung nur zugelassen, so haben die Vertragspartner 
die Weitergeltung ausdrücklich zu vereinbaren (§ 110, 
Abs. 2, Ziff. 1—3)7).

Die Änderung oder Aufhebung der Verträge und die 
Weitergeltung über den Planzeitraum hinaus sind 
schriftlich zu vereinbaren (§ 111). Aus dieser Bestim­
mung muß geschlossen werden, daß eine schriftliche 
Vereinbarung auch dann genügt, wenn über die Ver­
träge Urkunden errichtet sein sollten.

Die neue Vertragsverordnung wird weitgehend dazu 
beitragen, daß die Vertragspartner in kameradschaft-

6) GBl. Sonderdruck Nr. 93 S. 7 ff.
7) § no lautet:

„(1) Mit Ablauf des Planjahres erlöschen die gegenseitigen 
Rechte und Pflichten der Vertragspartner mit Ausnahme der­
jenigen, die sich auf die Verantwortlichkeit für die Nicht­
erfüllung oder nicht gehörige Erfüllung des Vertrages be­
ziehen.
(2) Der Vertrag gilt in vollem Umfange weiter, wenn
1. in gesetzlichen Bestimmungen ausdrücklich die Weiter­

geltung über das Planjahr hinaus bestimmt wird;
2. in gesetzlichen Bestimmungen die Weitergeltung über das 

Planjahr hinaus zugelassen wird und die Partner die 
Weitergeltung vereinbart haben;

3. die Partner die Uberhangverpflichtung in den Plan des 
neuen Planjahres aufgenommen und die Weitergeltung des 
Vertrages vereinbart haben.

Sind für das neue Planjahr noch andere Verträge zwischen 
den Beteiligten abgeschlossen, so ist die Reihenfolge der Er­
füllung der Verträge festzulegen.
(3) Die Bestimmungen der Abs. 1 und 2 finden entsprechend 
Anwendung, wenn in gesetzlichen Bestimmungen vorgeschrie­
ben ist, daß die staatlichen Aufgaben nur innerhalb eines 
Quartals erfüllt werden dürfen; dies gilt insbesondere, wenn 
Materialkontingente zum Quartalsende die Gültigkeit ver­
lieren.“

3) § 109 lautet:
„(1) Die Vertragspartner können im Rahmen ihrer staatlichen 
Aufgaben die Änderung oder Aufhebung des Vertrages ver­
einbaren.
(2) Jeder Vertragspartner kann vom anderen Vertragspartner 
nach Maßgabe der für diesen gegebenen Möglichkeiten die 
Zustimmung zu solchen Änderungen und Ergänzungen des 
Vertrages verlangen, die der besseren Erfüllung und Über­
erfüllung der staatlichen Aufgaben beider Partner dienen.“

4) § 112 lautet:
„(1) Die Änderung der staatlichen Aufgaben, die Anweisung 
zur Änderung oder Aufhebung der Verträge (§ 107) und die 
Vereinbarung über die Änderung oder Aufhebung der Ver­
träge (§ 109) sollen eine Regelung über die in Vorbereitung 
der Vertragserfüllung entstandenen und die durch Änderung 
oder Aufhebung entstehenden notwendigen Aufwendungen 
enthalten.
(2) Wird eine Regelung gemäß Abs. 1 nicht getroffen und ist 
in den gesetzlichen Bestimmungen oder im Globalvertrage 
nichts anderes vorgeschrieben, so sind die notwendigen Auf­
wendungen von demjenigen zu tragen, dessen staatliche Auf­
gabe geändert wird, der Anlaß zur Anweisung (§ 107) gegeben 
oder den Änderungs- oder Aufhebungsantrag (§ 109) gestellt 
hat. .
(3) Werden die staatlichen Aufgaben beider Partner geändert, 
so sind die Aufwendungen nur zu ersetzen, wenn dies aus­
drücklich angeordnet wird.“

5) Verfügungen und Mitteilungen des Staatlichen Vertrags­
gerichts bei der Regierung der DDR 1955 Nr. 1 und 2.
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